






einstweiligen Verfügung mit der Begründung zurückgewiesen, die Sache sei nicht mehr dring-

lich. Die Verfügungskläger hätten ohne plausible Gründe nach Ausspruch der Kündigung vom 

12.07.2023 mehrere Monate zugewartet, bevor sie um einstweiligen Rechtsschutz nachsuch-

ten. Damit sei die Dringlichkeit widerlegt. 

Hiergegen wenden sich die Verfügungskläger mit ihrer sofortigen Beschwerde. Die Verfü-

gungsbeklagte verteidigt die angefochtene Entscheidung.

Von weiteren Ausführungen zum Sachverhalt wird gemäß §§ 540 Abs. 2, 313a Abs. 1 

Satz 1 ZPO abgesehen. 

II.

Die sofortige Beschwerde ist zulässig und hat in der Sache Erfolg. Die Zurückweisung des 

Antrags auf Erlass einer einstweiligen Verfügung wegen fehlender Dringlichkeit des Anliegens 

der Verfügungskläger hält einer rechtlichen Nachprüfung nicht stand. Es liegen sowohl der er-

forderliche Verfügungsanspruch als auch ein Verfügungsgrund vor. 

1. Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung ist zulässig.

Dahinstehen kann, ob ein dem Antrag der Verfügungskläger im Wortlaut entsprechendes - auf 

Beschulung gerichtetes - Urteil vollstreckbar wäre oder der Vollstreckbarkeit eines solchen Ur-

teils - wie der Verfügungsbeklagte meint - die Regelung des § 888 Abs. 3 ZPO entgegenstün-

de und daher ein Leistungsantrag auf Beschulung möglicherweise unzulässig sein könnte. 

Der Senat ist nämlich an den Antrag der Verfügungskläger nicht gebunden, sondern bestimmt 

nach freiem Ermessen, welche Anordnungen zur Erreichung des von den Verfügungsklägern 

erstrebten Zweckes erforderlich sind (§ 938 Abs. 1 ZPO). Der Antragsteller einer einstweiligen 

Verfügung ist nicht einmal gezwungen, einen präzisen Antrag zu stellen und eine bestimmte 

Maßnahme zu beantragen. Das Gericht kann nicht nur Maßnahmen erlassen, die gegenüber 

dem Antrag ein „Weniger“ darstellen, sondern auch solche, die der Intention des Antrags ent-

sprechen, selbst wenn es sich streng genommen um ein aliud gegenüber der beantragten 

Maßnahme handelt (vgl. MüKoZPO/Drescher, 6. Aufl. 2020, ZPO § 938 Rn. 5, 6).

Hier ist dem Rechtsschutzbegehren der Verfügungskläger mit der Feststellung, ob eine Ver-

pflichtung der Verfügungsbeklagten besteht, bis zum Abschluss des Hauptsacheverfahrens 

die Beschulung des Verfügungsklägers zu 1) vorzunehmen, hinreichend Genüge getan. Ange-
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digungsklausel Rn. 28).

(3) Die in dem Schulvertrag vorgesehene Kündigungsklausel sieht ein Recht der Verfügungs-

beklagten zur ordentlichen Kündigung zum 31.01. eines Schuljahres vor. Dieser Zeitpunkt 

stellt freilich nicht das Ende des jeweils ersten Schulhalbjahres dar. Anders als etwa im Bun-

desland Hessen (vgl. § 3a Abs. 1 S. 5 der dort geltenden Verordnung zur Gestaltung des 

Schulverhältnisses), in dem sich die Schule befindet, die Gegenstand der Entscheidung des 

Bundesgerichtshofs vom 17.01.2008 - III ZR 74/07 war, endet das erste Schulhalbjahr in 

Sachsen regelmäßig nicht am 31.01. eines Jahres. Das jeweilige Ende des ersten Schulhalb-

jahres wird in Sachsen jährlich mit einer Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsminis-

teriums für Kultus zur Bedarfsberechnung für die Unterrichtsversorgung, die Unterrichtsorga-

nisation und zum Ablauf des Schuljahres (VwV Bedarf und Schuljahresablauf) neu festgelegt. 

So endete das Schulhalbjahr 2021/2022 am 11.02.2022 (Teil D.I.3. der VwV Bedarf und Schul-

jahresablauf 2021/2022), das Schulhalbjahr 2022/2023 am 10.02.2023 (Teil D.I.3. der VwV Be-

darf und Schuljahresablauf 2022/2023) und das streitgegenständliche Schulhalbjahr 

2023/2024 am 09.02.2024 (Teil D.I.3. der VwV Bedarf und Schuljahresablauf 2023/2024). 

(4) Das unter § 9 Ziffer 2 des Schulvertrages vorgesehene Kündigungsrecht des Schulträgers 

zum 31.01. eines Schuljahres benachteiligt die Verfügungskläger entgegen den Geboten von 

Treu und Glauben unangemessen (§ 307 Abs. 1 S. 1 BGB). 

Eine formularmäßige Vertragsbestimmung ist unangemessen, wenn der Verwender durch ei-

ne einseitige Vertragsgestaltung missbräuchlich eigene Interessen auf Kosten seines Ver-

tragspartners durchzusetzen versucht, ohne von vornherein auch dessen Belange hinrei-

chend zu berücksichtigen und ihm einen angemessenen Ausgleich zuzugestehen. Die An-

wendung dieses Maßstabs setzt eine Ermittlung und Abwägung der wechselseitigen Interes-

sen voraus. Die Unangemessenheit ist zu verneinen, wenn die Benachteiligung des Vertrags-

partners durch höherrangige oder zumindest gleichwertige Interessen des AGB-Verwenders 

gerechtfertigt ist (BGH, Urteil vom 17.01.2008 - III ZR 74/07).

Nach diesen Maßstäben stellt die Kündigungsmöglichkeit des Privatschulvertrages zum 

31.01. eines Jahres eine missbräuchliche Durchsetzung der Belange des Schulträgers auf 

Kosten des Vertragspartners dar. Das Interesse der Verfügungsbeklagten an der Beendigung 

des Schulverhältnisses rechtfertigt die in dem Schulvertrag vorgesehene Kündigungsregelung 

nicht. 
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(4.1) Der Senat verkennt nicht, dass in die vorzunehmende Abwägung zugunsten der Verfü-

gungsbeklagten das Interesse einer jeden Privatschule an der effektiven Verwirklichung ihrer 

Bildungsziele einzustellen ist. Kennzeichnend für eine Privatschule ist ein Unterricht eigener 

Prägung, insbesondere im Hinblick auf die Erziehungsziele, die weltanschauliche Basis, die 

Lehrmethode und die Lehrinhalte. Diese eigenverantwortliche Prägung und Ausgestaltung des 

Unterrichts bedingt die Freiheit des Schulträgers, für seine Schule die Schüler so auszuwäh-

len, dass ein seinen Vorstellungen entsprechender Unterricht durchgeführt werden kann. Es 

versteht sich, dass eine allein auf den Zeitpunkt der Aufnahme des Schülers in die Schule be-

schränkte „Auswahlfreiheit” des Schulträgers dem grundrechtlich geschützten Anliegen des 

Schulträgers auf Verwirklichung seines Erziehungs- und Bildungskonzepts nicht genügen 

könnte (vgl. BGH, Urteil vom 17.01.2008 - III ZR 74/07).

(4.2) Auf der anderen Seite wiegt das Interesse der Vertragspartner der Verfügungsbeklagten 

- hier der Verfügungskläger - schwer, den Schulvertrag bis zum Erreichen des Ausbildungs-

ziels durch den Verfügungskläger zu 1) fortzusetzen. Ein Schulwechsel stellt für einen jungen 

Menschen regelmäßig eine erhebliche Beeinträchtigung dar. Er verliert sein persönliches Um-

feld und gegebenenfalls seine Freunde. Er muss sich bei einem solchen Wechsel auf neue 

Lehrer und nicht selten auf neue Lehrmethoden und einen anderen Stand des bereits unter-

richteten Lernstoffes einstellen (vgl. BGH, Urteil vom 17.01.2008 - III ZR 74/07). Besonders 

hart wird ein Schüler, der eine Kündigung des Schulvertrages erhält, während des laufenden 

Schulhalbjahres getroffen. Bei Ausspruch einer Kündigung zum 31.01. eines Schuljahres wä-

re der Schüler gezwungen, ein bis zwei Wochen vor Erteilung der Halbjahresinformationen 

und Beginn der Winterferien die Schule zu wechseln, und würde die Halbjahresinformationen 

von einer Schule erhalten, die - angesichts des jeweiligen Notenschlusses - keine eigenen 

Leistungsfeststellungen mehr treffen konnte.

(4.3) Angesichts der schwerwiegenden Folgen eines Schulwechsels vor Beendigung eines 

Schulhalbjahres für den jeweiligen Schüler rechtfertigt das Interesse des Schulträgers an ei-

ner Kündigungsmöglichkeit des Schulverhältnisses die in dem Schulvertrag vorgesehene 

Kündigungsregelung zum 31.01. eines Schuljahres nicht. 

Dass der Verfügungskläger zu 1) von einem Ausspruch der Kündigung zum 31.01.2024 er-

heblich beeinträchtigt wäre, hat offenbar auch die Verfügungsbeklagte erkannt und die Kündi-

gung vom 12.07.2023 daher nicht – wie vertraglich vorgesehen – zum 31.01.2024, sondern 

erst zum 09.02.2024, dem Ende des Schulhalbjahres, ausgesprochen. 
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